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§ 2 BHG 2013 Ziele und Grundsatze
der Haushaltsfuhrung

BHG 2013 - Bundeshaushaltsgesetz 2013

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 03.07.2025

1. (1)Die Haushaltsfuhrung gemaR § 3 hat der Erfullung der Aufgaben des Bundes durch die Ermittlung und
Bereitstellung der hieflr bendtigten finanziellen und personellen Ressourcen unter Beachtung der Grundsatze
der Wirkungsorientierung insbesondere auch unter Berucksichtigung des Ziels der tatsachlichen Gleichstellung
von Frauen und Mannern, der Transparenz, der Effizienz und der moglichst getreuen Darstellung der finanziellen
Lage des Bundes zu dienen. Dabei hat der Bund die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes
und nachhaltig geordnete Haushalte insbesondere unter Berucksichtigung der unionsrechtlichen Vorschriften
anzustreben.

2. (2)Der Wirkungsorientierung ist insbesondere auch unter Bertcksichtigung des Ziels der tatsachlichen
Gleichstellung von Frauen und Mannern als integraler Bestandteil der Haushaltsfihrung von allen Organen der
Haushaltsfuhrung auf jeder Gliederungsebene des Bundesvoranschlags Rechnung zu tragen. Vom Grundsatz der
Wirkungsorientierung umfasst sind insbesondere die mittelfristige und jahrliche Haushaltsplanung, das
Wirkungscontrolling, die wirkungsorientierte Folgenabschatzung bei Regelungsvorhaben und sonstigen
Vorhaben, Berichtslegungs- und Informationspflichten sowie die Steuerung der haushaltsfuhrenden Stellen mit
Hilfe des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans.

3. (3)Dem Erfordernis des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes ist durch Vorkehrungen Rechnung zu tragen, die
auf ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum, Preisstabilitat, eine in hohem MalRe wettbewerbsfahige soziale
Marktwirtschaft, Vollbeschaftigung und sozialen Fortschritt sowie ein hohes Mal3 an Umweltschutz und
Verbesserung der Umweltqualitat abzielen.

4. (4)Der Haushalt des Bundes ist nach MalRgabe des Rechts der Europdischen Union grundsatzlich auszugleichen
(Regelgrenze fur das strukturelle Defizit).

1. 1.Diesem Grundsatz ist entsprochen, wenn der Anteil des Bundes einschliel3lich der Sozialversicherung am
strukturellen Defizit 0,35 Prozent des nominellen Bruttoinlandsproduktes nicht Ubersteigt.

2. 2.Die Definition und die Berechnung des strukturellen Defizites obliegt der Bundesministerin flr Finanzen
oder dem Bundesminister fiir Finanzen; hiebei ist auf die einschlagigen unionsrechtlichen Regelungen
Bedacht zu nehmen. Bei der hiefur erforderlichen Ermittlung des 6ffentlichen Defizits sind im Sinne der
unionsrechtlichen Regelungen neben dem Bundeshaushalt auch all jene Rechtstrager einzubeziehen, welche
dem Staat, Teilsektor Bund, zuzurechnen sind. Jene Rechtstrager, die nach den unionsrechtlichen
Regelungen dem Sektor Staat, Teilsektor Bund, zuzuordnen sind, sind verpflichtet, auf Aufforderung der
Bundesministerin fur Finanzen oder des Bundesministers fur Finanzen die erforderlichen Daten fur die
Ermittlung der in der Verordnung gemaR Z 3 genannten 6konomischen GréRen zu Gbermitteln.

3. 3.Die naheren Bestimmungen sind mit Verordnung der Bundesministerin fur Finanzen oder des
Bundesministers fur Finanzen zu regeln. In dieser Verordnung sind insbesondere die Ermittlung des
strukturellen Defizits sowie die Fihrung des Kontrollkontos gemaR Abs. 6 zu regeln.
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5. (5)Die Bundesministerin fur Finanzen oder der Bundesminister fiir Finanzen hat den Berechnungen gemaf3 Abs. 1

das Bruttoinlandsprodukt entsprechend den folgenden Ermittlungsgrundlagen zugrunde zu legen:

1.

2.

1.Der Beschlussfassung der Bundesregierung Gber den Entwurf eines Bundesfinanzrahmengesetzes oder
eines Bundesfinanzgesetzes und dem in diesem Zusammenhang fur zulassig erachteten strukturellen Defizit
ist das durch eine unabhangige wissenschaftliche Institution ermittelte Bruttoinlandsprodukt zugrunde zu
legen.

2.Der Ermittlung des tatséchlichen strukturellen Defizits ist das von der Bundesanstalt Statistik Osterreich

ermittelte Bruttoinlandsprodukt zugrunde zu legen.

6. (6)Abweichungen des tatsachlichen strukturellen Defizits des Bundes von der nach Abs. 4 zuldssigen Defizitgrenze

werden auf einem Kontrollkonto erfasst. Unterschreitet das Kontrollkonto einen negativen Schwellenwert von

1,25 % des nominellen Bruttoinlandsprodukts nach unten, ist dieser Wert konjunkturgerecht zurtickzufihren. Das

Néhere ist in der Verordnung gemaf Abs. 4 Z 3 zu regeln.

7. (7)Im Falle von Naturkatastrophen oder auf3ergewohnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates

entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtigen, kann vom Ausgleichsgebot gemal? Abs. 4 nach

Maf3gabe der nachstehenden Bestimmungen abgewichen werden.

1.

a)ln dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf fir ein Bundesfinanzrahmengesetz oder ein
Bundesfinanzgesetz wird das Ausmal der erforderlichen Uberschreitung des Defizits und der damit
einhergehenden erforderlichen Ermachtigung zur Aufnahme zusatzlicher Finanzschulden bertcksichtigt und
b)in den Erlduterungen zum Entwurf des Bundesfinanzgesetzes und im Budgetbericht sind jene Positionen
des Bundesfinanzgesetzentwurfes, welche von den Notfallssituationen gemaR erstem Satz betroffen sind,
sachlich und ziffernmaRig genau dargelegt.

c)Die Erlduterungen zum Entwurf fur ein Bundesfinanzgesetz und der Strategiebericht zum
Bundesfinanzrahmengesetz enthalten den Entwurf eines Planes, mit dem die Rickfihrung des erhéhten
Defizites in den kinftigen Finanzjahren binnen eines angemessenen Zeitraumes bestimmt wird. Fir den
Zeitraum des Ruckfihrungsplanes sind die Ruckfihrungsgebarungen jeweils in den Entwirfen fur die
betreffenden Bundesfinanzrahmengesetze oder Bundesfinanzgesetze zu bericksichtigen.

d)Abweichungen, welche vom Nationalrat durch Bundesfinanzrahmengesetz oder Bundesfinanzgesetz auf
Grund von Notfallen gemaR dem ersten Satz zugestanden wurden und fiir welche der Nationalrat im
Bundesfinanzrahmengesetz einen Rickfihrungsplan beriicksichtigt hat, sind im Kontrollkonto (Abs. 6) nicht
zu bertcksichtigen.

e)Abweichungen auf Grund von Notfallssituationen, welche von der Kommission im Rahmen der
unionsrechtlichen Vorschriften Gber den Stabilitats- und Wachstumspakt nicht anerkannt werden, sind dem
Kontrollkonto anzulasten und gemaf Abs. 6 zurtickzufihren.

In Kraft seit 01.07.2025 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


file:///

	§ 2 BHG 2013 Ziele und Grundsätze der Haushaltsführung
	BHG 2013 - Bundeshaushaltsgesetz 2013


